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hat der 5. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
am 16. September 2019  
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Vormeier,  
die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Stengelhofen-Weiß,  
den Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Störmer,  
die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Dr. Harms und  
den Richter am Bundesverwaltungsgericht Holtbrügge 
 
 
beschlossen: 
 
 

Die Rechtsbeschwerde wird zurückgewiesen.  
 
 
 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Verfahrensbeteiligten streiten über die Mitbestimmungspflichtigkeit der 

befristeten Umsetzung eines Polizeihauptkommissars der Bundespolizei.  

 

Mit Verfügung vom 16. September 2016 übertrug der Beteiligte (Präsident der 

Bundespolizeidirektion B.) Polizeihauptkommissar S., der seit Anfang Mai 2010 

eine Planstelle der Besoldungsgruppe A 11 bei der Bundespolizeidirektion B. 

innehatte, für den Zeitraum vom 1. Oktober 2016 bis zum 30. September 2018 

den Dienstposten eines Dienstgruppenleiters in der Bundespolizeiinspektion 

Flughafen B. Bis dahin war der Beamte mit der Wahrnehmung der Dienstge-

schäfte eines stellvertretenden Dienstgruppenleiters bei der Bundespolizeiin-

spektion F. beauftragt. Die neue Dienststelle ist vom Wohnort des Beamten 

90 Kilometer entfernt. Der neue wie auch der vorangegangene Dienstposten 

sind mit den Besoldungsgruppen A 11 bis A 13g BBesO bewertet.  

 

Mit Schreiben vom 20. September 2016 begehrte der Antragsteller (Gesamtper-

sonalrat bei der Bundespolizeidirektion B.) die Einleitung des Mitbestimmungs-

verfahrens unter dem Gesichtspunkt der Übertragung einer höher zu bewerten-

den Tätigkeit. Denn eine derartige Übertragung liege auch vor, wenn ein 

Dienstposten, der - wie hier - aufgrund einer sogenannten gebündelten Bewer-

tung mehreren Besoldungsgruppen zugeordnet sei, einem Beamten übertragen 
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werde, der ein Statusamt der niedrigeren Besoldungsgruppe innehabe. Der Be-

teiligte trat dem entgegen.  

 

Daraufhin hat der Antragsteller das personalvertretungsrechtliche Beschluss-

verfahren eingeleitet, mit dem er die Feststellung begehrt hat, dass die vorüber-

gehende Umsetzung von Polizeihauptkommissar S. zur Bundespolizeiinspektion 

Flughafen B. seinem Mitbestimmungsrecht unterliege. Zur Begründung hat er 

sich ausschließlich darauf gestützt, er habe unter dem Gesichtspunkt der Über-

tragung einer höher zu bewertenden Tätigkeit mitzubestimmen.    

 

Das Verwaltungsgericht hat das geltend gemachte Mitbestimmungsrecht bei der 

Übertragung einer höher zu bewertenden Tätigkeit verneint und den Feststel-

lungsantrag des Antragstellers zurückgewiesen.  

 

Das Oberverwaltungsgericht hat den erstinstanzlichen Beschluss geändert und 

die beantragte Feststellung getroffen. Der Antrag sei in der Fassung, die sich auf 

den konkreten Fall beziehe, zulässig. Der Vollzug der noch andauernden Maß-

nahme lasse nicht das Rechtsschutzbedürfnis entfallen, denn als Folge einer 

festgestellten Verletzung seines Mitbestimmungsrechts könne es der Dienststel-

lenleitung verwehrt sein, die Maßnahme aufrechtzuerhalten. Der konkrete Fest-

stellungsantrag sei auch begründet. Der Beteiligte habe nicht nur - im Gegensatz 

zur Auffassung des Verwaltungsgerichts - das Mitbestimmungsrecht des An-

tragstellers nach § 76 Abs. 1 Nr. 3 BPersVG bei der Übertragung einer höher zu 

bewertenden Tätigkeit, sondern auch dessen Mitbestimmungsrecht bei Umset-

zungen nach § 76 Abs. 1 Nr. 4 Alt. 2 BPersVG verletzt. Die Verletzung des letzt-

genannten Mitbestimmungsrechts scheitere insbesondere nicht daran, dass die 

unter dem 16. September 2016 verfügte Umsetzung auf zwei Jahre befristet sei. 

Das in der Literatur geforderte Merkmal der Dauerhaftigkeit des Dienstposten-

wechsels sei trotz der Befristung erfüllt. Jede Zuteilung eines neuen Dienstpos-

tens sei implizit oder explizit befristet. Mit dem Merkmal der Dauerhaftigkeit 

sollten lediglich Verwendungen auf anderen Dienstposten zur kurzfristigen 

Aushilfe etwa bei hohem Geschäftsanteil oder Erkrankung des Sachbearbeiters 

ausgeschlossen werden, bei denen die Rückkehr auf den angestammten Dienst-

posten intendiert sei. Eine zweijährige anderweitige Verwendung gehe zeitlich 

über das hinaus, was im Falle der Abordnung die Mitbestimmungspflicht gemäß 
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§ 76 Abs. 1 Nr. 5 BPersVG auslöse. Auch der Schutzzweck des Mitbestimmungs-

tatbestandes bei Umsetzungen, der die Nachteile eines weiten Weges zwischen 

Dienstort und Wohnung zum Gegenstand habe, spreche für ein Mitbestim-

mungsrecht in den Fällen einer von vornherein befristeten Umsetzung.  

 

Der Beteiligte hat nach der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts mit Ver-

fügungen vom 6. Juli 2018 und 5. Februar 2019 die ursprünglich gesetzte Frist 

zuletzt bis zum 31. Januar 2021 verlängert. 

 

Mit seiner Rechtsbeschwerde verfolgt er seinen Ablehnungsantrag weiter. Er 

rügt eine Verletzung des § 76 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 4 Alt. 2 BPersVG.  

 

Der Antragsteller verteidigt den angefochtenen Beschluss.  

 

II 

 

Die zulässige Rechtsbeschwerde des Beteiligten ist nicht begründet. Der ange-

fochtene Beschluss des Oberverwaltungsgerichts beruht nicht auf der Nichtan-

wendung oder unrichtigen Anwendung einer Rechtsnorm (§ 83 Abs. 2 BPersVG 

i.V.m. § 93 Abs. 1 Satz 1 ArbGG). Das Oberverwaltungsgericht hat dem konkre-

ten Feststellungsantrag des Antragstellers zu Recht stattgegeben.  

 

1. Das in der Rechtsbeschwerdeinstanz weiterverfolgte Feststellungsbegehren ist 

zulässig.  

 

Es ist gemäß der vom Antragsteller bei der Antragstellung in der ersten und 

zweiten Instanz gewählten und vom Oberverwaltungsgericht im stattgebenden 

Tenor aufgegriffenen Formulierung auf die Feststellung gerichtet, dass die mit 

Bescheid vom 16. September 2016 verfügte vorübergehende Umsetzung von 

Polizeihauptkommissar S. zur Bundespolizeiinspektion Flughafen B. dem Mit-

bestimmungsrecht des Antragstellers unterliegt. Der Sache nach handelt es sich 

dabei um einen konkreten Feststellungsantrag. Für diesen Antrag besteht wei-

terhin ein Rechtsschutzbedürfnis. 
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Das Rechtsschutzbedürfnis für ein konkretes Feststellungsbegehren ist zu beja-

hen, wenn im Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung ein schützenswertes 

Interesse des Personalrats an der Klärung des Streitfalls durch eine gerichtliche 

Sachentscheidung gegeben ist. Ein derartiges Interesse ist anzuerkennen, solan-

ge sich die für die Einleitung des personalvertretungsrechtlichen Beschlussver-

fahrens anlassgebende Maßnahme nicht erledigt hat. Eine Erledigung ist zu 

verneinen, solange die streitige Maßnahme noch rechtswirksam ist, also nicht 

jegliche die personalvertretungsrechtliche Stellung des Personalrats berührende 

Wirkung verloren hat (vgl. BVerwG, Beschlüsse vom 12. November 2002 - 6 P 

2.02 - Buchholz 251.4 § 100 HmbPersVG Nr. 2 S. 3, vom 9. Juli 2007 - 6 P 

9.06 - Buchholz 250 § 46 BPersVG Nr. 30 Rn. 13, vom 5. Oktober 2011 - 6 P 

7.10 - juris Rn. 10 und vom 29. Februar 2012 - 6 P 2.11 - Buchholz 251.95 § 52 

MBGSH Nr. 1 Rn. 12; BAG, Beschluss vom 28. Mai 2002 - 1 ABR 35/01 - BAGE 

101, 232 <234 f.>) und es rechtlich und tatsächlich möglich ist, sie zu ändern 

oder für die Zukunft rückgängig zu machen (vgl. BVerwG, Beschlüsse vom 

23. August 2007 - 6 P 7.06 - Buchholz 251.4 § 86 HmbPersVG Nr. 13 Rn. 10 und 

vom 2. Februar 2009 - 6 P 2.08 - Buchholz 251.2 § 85 BlnPersVG Nr. 16 Rn. 11). 

So verhält es sich hier.  

 

Zwar endet die Wirksamkeit einer personalvertretungsrechtlichen Maßnahme 

grundsätzlich mit dem Ablauf der Zeit, für die sie verfügt worden ist. Denn jede 

auflösende Befristung bewirkt ohne weiteren Rechtsakt die Beendigung der 

Maßnahme mit Beginn des festgesetzten Endtermins (vgl. bezüglich der An-

nahme der Erledigung einer befristeten Umsetzung infolge der Beendigung der 

Befristung z.B. VGH Mannheim, Beschluss vom 16. September 2003 - PL 15 S 

1104/03 - IÖD 2003, 263 und OVG Münster, Beschluss vom 14. Januar 2009 

- 1 B 1286/08 - juris). Hier endet - wovon auch die Verfahrensbeteiligten zu 

Recht ausgehen - die Wirksamkeit der anlassgebenden Maßnahme vom 16. Sep-

tember 2016 zwar unter dem Gesichtspunkt der Übertragung einer höher zu 

bewertenden Tätigkeit, nicht aber unter dem Gesichtspunkt der Umsetzung zu 

dem ursprünglich als Endtermin festgelegten 30. September 2018.  

 

Nach § 76 Abs. 1 Nr. 4 Alt. 2 BPersVG ist eine Umsetzung innerhalb der Dienst-

stelle nur dann mitbestimmungspflichtig, wenn sie mit einem Wechsel des 

Dienstortes verbunden ist. Demzufolge tritt eine Erledigung der anlassgebenden 
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Maßnahme unter dem Gesichtspunkt der Umsetzung nicht ein, solange der mit 

der Maßnahme verbundene Dienstortwechsel - wie hier - wirksam bleibt. Durch 

die Verfügung des Beteiligten vom 6. Juli 2018 wurde das mit der anlassgeben-

den Verfügung für die Zuweisung des Dienstpostens eines Dienstgruppenleiters 

bei der Bundespolizeiinspektion Flughafen B. auf den 30. September 2018 fest-

gelegte Fristende vor dessen Eintritt auf den 30. September 2019 hinausgescho-

ben. Durch weitere Verfügung vom 5. Februar 2019 wurde zwar die vorgenannte 

Aufgabenübertragung (rückwirkend) zum 31. Januar 2019 beendet. Die ge-

troffene Zuordnung von Polizeihauptkommissar S. zum Dienstort Flughafen B. 

wurde aber beibehalten und bis zum 31. Januar 2021 verlängert. Somit wirkt 

jedenfalls der mit anlassgebendem Bescheid vom 16. September 2016 verfügte 

Dienstortwechsel fort und kann für die Zukunft noch rückgängig gemacht wer-

den.  

 

2. Soweit das konkrete Feststellungsbegehren des Antragstellers zulässig ist, ist 

es auch begründet.  

 

Das Oberverwaltungsgericht hat im Ergebnis zu Recht entschieden, dass die in 

Rede stehende Personalmaßnahme des Beteiligten nach § 76 Abs. 1 Nr. 4 Alt. 2 

BPersVG der Zustimmung des Antragstellers bedurfte. Nach dieser Vorschrift 

hat der Personalrat mitzubestimmen in Personalangelegenheiten der Beamten 

bei Umsetzung innerhalb der Dienststelle, wenn sie mit einem Wechsel des 

Dienstortes verbunden ist (das Einzugsgebiet im Sinne des Umzugskostenrechts 

gehört zum Dienstort). Die Maßnahme vom 16. September 2016 stellt eine Um-

setzung im Sinne des § 76 Abs. 1 Nr. 4 Alt. 2 BPersVG dar (a). Sie erfüllt auch 

- worüber zwischen den Beteiligten zu Recht Einigkeit besteht - die für das Mit-

bestimmungsrecht bei Umsetzungen erforderliche räumliche Voraussetzung. 

Eine zeitliche Mindestregelung, insbesondere das Erfordernis einer "dauerhaf-

ten" bzw. "auf Dauer angelegten" Umsetzung ist der Vorschrift nicht zu ent-

nehmen (b). 

 

a) Die mit Verfügung vom 16. September 2016 erfolgte Zuweisung des Dienst-

postens eines Dienstgruppenleiters bei der Bundespolizeiinspektion Flughafen 

B. an Polizeihauptkommissar S. ist eine Umsetzung im Sinne des § 76 Abs. 1 

Nr. 4 Alt. 2 BPersVG.  
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Verwendet der Gesetzgeber des Personalvertretungsrechts Begriffe aus dem 

Dienstrecht, ist grundsätzlich davon auszugehen, dass er sich auf den dienst-

rechtlichen Begriffsinhalt bezieht (vgl. BVerwG, Beschlüsse vom 24. November 

2015 - 5 P 13.14 - BVerwGE 153, 254 Rn. 22 und vom 27. März 2018 - 5 P 2.17 - 

BVerwGE 161, 313 Rn. 11). Das gilt sowohl bei gesetzlich definierten Begriffen 

des Dienstrechts als auch bei solchen, deren Sinngehalt - wie der Begriff der 

Umsetzung - lediglich auf eine gefestigte Rechtsprechung zurückgeht. Infolge-

dessen liegt nach der ständigen personalvertretungsrechtlichen Rechtsprechung 

des Bundesverwaltungsgerichts eine Umsetzung im Sinne des § 76 Abs. 1 Nr. 4 

Alt. 2 BPersVG vor, wenn dem Beamten innerhalb der Dienststelle ein neuer 

Dienstposten (konkret-funktionelles Amt) übertragen wird oder wenn der 

Dienstposten durch wesentliche Änderungen im Aufgabenbereich eine neue, 

andere Prägung erhält (vgl. etwa Beschlüsse vom 22. Juli 2003 - 6 P 3.03 - 

Buchholz 251.7 § 72 NWPersVG Nr. 30 S. 44, vom 30. März 2009 - 6 PB 29.08 - 

Buchholz 250 § 75 BPersVG Nr. 107 Rn. 28 und vom 16. April 2012 - 6 P 1.11 - 

BVerwGE 143, 6 Rn. 47, jeweils m.w.N.). Das statusrechtliche Amt des Beamten 

und die Zuordnung dieses Amtes zu einer bestimmten Behörde (abstrakt-

funktionelles Amt) bleiben bei einer Umsetzung unberührt (vgl. BVerwG, Urteil 

vom 23. September 2004 - 2 C 27.03 - BVerwGE 122, 53 <55> sowie Beschluss 

vom 16. Juni 2000 - 6 P 6.99 - Buchholz 251.7 § 72 NWPersVG Nr. 26 S. 12 

m.w.N.). Die - hier allein in Betracht zu ziehende - erste Alternative der Über-

tragung eines neuen Dienstpostens innerhalb der Dienststelle setzt einen Wech-

sel des Dienstpostens bzw. Arbeitsplatzes voraus. Der Beamte muss von seinem 

bisherigen Dienstposten abberufen und es muss ihm ein neuer Dienstposten 

zugewiesen werden (stRspr, vgl. etwa BVerwG, Beschlüsse vom 18. Dezember 

1996 - 6 P 8.95 - Buchholz 251.7 § 72 NWPersVG Nr. 24 S. 3 und vom 16. Juni 

2000 - 6 P 6.99 - Buchholz 251.7 § 72 NWPersVG Nr. 26 S. 12; s.a. Kersten, in: 

Richardi/Dörner/Weber, Personalvertretungsrecht, 4. Aufl. 2012, § 76 BPersVG 

Rn. 45). Unter Dienststelle ist dabei - im Einklang mit dem allgemeinen dienst-

rechtlichen Behördenbegriff - die mit einer gewissen Selbstständigkeit ausge-

stattete organisatorische Einheit von Personen und sächlichen Mitteln zu ver-

stehen, die dazu berufen ist, öffentliche Aufgaben wahrzunehmen. Ob diese 

Merkmale erfüllt sind, ist anhand der Aussagen in den einschlägigen organisati-

onsrechtlichen Bestimmungen zu beurteilen (stRspr, vgl. etwa BVerwG, Be-
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schlüsse vom 11. November 2009 - 6 PB 25.09 - Buchholz 251.92 § 67 SAPersVG 

Nr. 2 Rn. 6 f. und vom 19. März 2012 - 6 P 6.11 - Buchholz 251.2 § 86 BlnPersVG 

Nr. 7 Rn. 10 ff.; s.a. Baden, in: Altvater/Baden/Baunack/Berg/Dierßen/Herget/

Kröll/Lenders/Noll, BPersVG, 10. Aufl. 2019, § 76 Rn. 39 und 49). Mit Rück-

sicht auf diese rechtlichen Vorgaben hat das Oberverwaltungsgericht auf der 

Grundlage der von ihm getroffenen Tatsachenfeststellungen zutreffend ange-

nommen, dass der durch die Verfügung des Beteiligten vom 16. September 2016 

betroffene Beamte im dienst- und damit auch im personalvertretungsrechtli-

chen Sinne umgesetzt wurde.  

 

Mit dieser Verfügung wurde dem Beamten ein neues konkret-funktionelles Amt 

innerhalb der Bundespolizeidirektion B. als der für die Bestimmung des Rechts-

charakters der Maßnahme maßgeblichen Dienststelle zugewiesen. Im Übrigen 

verblieb der Beamte in der Besoldungsgruppe A 11 und seine Beschäftigungsbe-

hörde blieb weiterhin die Bundespolizeidirektion B. Allein diese verfügt über die 

für eine Dienststelle im Sinne des genannten Mitbestimmungstatbestandes er-

forderliche organisatorische Selbstständigkeit (vgl. § 57 Abs. 1 des Gesetzes über 

die Bundespolizei <Bundespolizeigesetz - BPolG> vom 19. Oktober 1994 

<BGBl. I S. 2978>, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 5. Mai 2017 

<BGBl. I S. 1066>). Die in ihrem örtlichen Zuständigkeitsbereich liegenden 

Bundespolizeiinspektionen F. und Flughafen B. sind ihr als rechtlich unselbst-

ständige organisatorische Untergliederungen nachgeordnet (vgl. BGH, Be-

schluss vom 30. März 2010 - V ZB 79/10 - NVwZ 2010, 919 Rn. 8 ff.). Durch die 

Aufhebung der Beauftragung mit der Wahrnehmung der Dienstgeschäfte eines 

stellvertretenden Dienstgruppenleiters bei der Bundespolizeiinspektion F. und 

der Übertragung der Tätigkeit des Dienstgruppenleiters bei der Bundespolizei-

inspektion Flughafen B. hatte der Beamte dem Wesen der Umsetzung entspre-

chend seine bisherige Tätigkeit (vollumfänglich) aufzugeben und eine neue Tä-

tigkeit zu übernehmen. Das unterscheidet die Umsetzung von sonstigen Ände-

rungen des Aufgabenkreises wie eine funktionale Beauftragung, deren Vorliegen 

der Beteiligte auch im Rechtsbeschwerdeverfahren weiterhin geltend gemacht 

hat.  
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b) Das danach zu bejahende Mitbestimmungsrecht des Antragstellers nach § 76 

Abs. 1 Nr. 4 Alt. 2 BPersVG entfällt nicht deshalb, weil die Umsetzung mit dem 

Bescheid vom 16. September 2016 auf eine Dauer von zwei Jahren befristet 

worden ist. Die Mitbestimmung des Personalrats bei Umsetzungen mit Dienst-

ortwechsel ist nicht auf "dauerhafte" bzw. "auf Dauer angelegte" Umsetzungen 

beschränkt. Soweit dies in der früheren Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts anders beurteilt worden ist (vgl. Beschluss vom 10. Oktober 1991 

- 6 P 23.90 - Buchholz 250 § 76 BPersVG Nr. 22 S. 20 f.), folgt der Senat dem 

aus den nachstehenden Gründen nicht.  

 

aa) Ein vom Dienstrecht abweichendes engeres Begriffsverständnis kann nicht 

auf den Gesetzeswortlaut gestützt werden. Der Wortlaut des § 76 Abs. 1 Nr. 4 

Alt. 2 BPersVG lässt vielmehr bereits eine deutliche Tendenz gegen eine derarti-

ge Einschränkung seines Anwendungsbereichs erkennen.  

 

Für den Begriff der Umsetzung im Sinne dieser Vorschrift ist - wie dargelegt - 

grundsätzlich auf die dienstrechtliche Definition des Begriffes abzustellen, die 

keine irgendwie gearteten zeitlichen Vorgaben beinhaltet. Nach dem dienst-

rechtlichen Fachsprachgebrauch stellt jede Übertragung eines neuen Dienstpos-

tens innerhalb der Dienststelle, unabhängig von ihrer zeitlichen Dauer, eine 

Umsetzung dar (vgl. BVerwG, Urteil vom 20. April 1977 - 6 C 154.73 - Buchholz 

232 § 26 BBG Nr. 18 S. 13 und Beschluss vom 21. Juni 2012 - 2 B 23.12 - IÖD 

2012, 206). Etwas anderes kann für den Bereich des Personalvertretungsrechts 

nur dann angenommen werden, wenn der personalvertretungsrechtliche Ge-

setzgeber hinreichend deutlich zum Ausdruck gebracht hat, dass er von dem 

dienstrechtlichen Fachsprachgebrauch abweichen will (vgl. BVerwG, Beschlüsse 

vom 24. November 2015 - 5 P 13.14 - BVerwGE 153, 254 Rn. 22 und vom 

27. März 2018 - 5 P 2.17 - BVerwGE 161, 313 Rn. 11). Hinreichend klare An-

haltspunkte dafür, dass der Begriff der Umsetzung im Bundespersonalvertre-

tungsgesetz gegenüber dem dienstrechtlichen Sprachgebrauch einengend aus-

zulegen ist und nur "dauerhafte" bzw. "auf Dauer angelegte" Personalmaßnah-

men erfassen soll, bestehen nicht.  

 

bb) Für eine Abweichung vom dienstrechtlichen Begriffsinhalt ergeben sich kei-

ne Hinweise aus der Systematik des Gesetzes.  
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(1) Ein entsprechender Wille des personalvertretungsrechtlichen Gesetzgebers 

kann nicht mit der erforderlichen Deutlichkeit aus dem binnensystematischen 

Nebeneinander der Alternativen 1 und 2 des § 76 Abs. 1 Nr. 4 BPersVG hergelei-

tet werden. Der Umstand, dass die Versetzung zu einer anderen Dienststelle 

und die Umsetzung innerhalb der Dienststelle in § 76 Abs. 1 Nr. 4 BPersVG als 

je eigenständige Mitbestimmungstatbestände nebeneinandergestellt werden 

und Erstere nach der gesetzlichen Definition (vgl. § 28 Abs. 1 BBG) eine auf 

Dauer angelegte Maßnahme ist, legt nicht den Schluss nahe, dass die Mitbe-

stimmung des Personalrats bei Umsetzungen ebenso wie bei Versetzungen an 

die Dauerhaftigkeit der Maßnahme geknüpft sein soll. Der Gesetzgeber hat da-

mit vielmehr allein die personalvertretungsrechtliche Wertung zum Ausdruck 

gebracht, dass er den kollektivrechtlichen Schutzbedarf bei einer Umsetzung 

mit Dienstortwechsel ähnlich gewichtet wie bei einer Versetzung (vgl. BVerwG, 

Beschluss vom 16. April 2012 - 6 P 1.11 - BVerwGE 143, 6 Rn. 50).  

 

(2) Der systematische Vergleich von § 76 Abs. 1 Nr. 4 BPersVG und § 76 Abs. 1 

Nr. 5 und Nr. 5a BPersVG spricht in gewichtiger Weise gegen das vom Dienst-

recht abweichende Begriffsverständnis, dass die Mitbestimmung nur bei "dau-

erhaften" oder "auf Dauer angelegten" Umsetzungen gegeben ist. Denn Abord-

nungen und Zuweisungen nach § 29 BBG sind nach dem ausdrücklichen Geset-

zesbefehl in § 76 Abs. 1 Nr. 5 und Nr. 5a BPersVG jeweils mitbestimmungs-

pflichtig, wenn sie für eine Dauer von mehr als drei Monaten angeordnet wer-

den. Hieraus ist abzuleiten, dass der Gesetzgeber die Notwendigkeit gesehen 

hat, für personelle Einzelmaßnahmen eine zeitliche Grenze festzulegen, ab der 

diese sich als personalvertretungsrechtlich relevant erweisen und der Mitbe-

stimmung des Personalrats zu unterwerfen sind. Vor diesem Hintergrund ist 

das Fehlen einer zeitlichen Regelung in § 76 Abs. 1 Nr. 4 Alt. 2 BPersVG als "be-

redtes Schweigen" dahingehend zu qualifizieren, dass mit einem Dienstortwech-

sel verbundene Umsetzungen innerhalb der Dienststelle unabhängig von ihrer 

Geltungsdauer der Mitbestimmung des Personalrats bedürfen.  

 

cc) Gegenteiliges lässt sich schließlich nicht aus dem Zweck des § 76 Abs. 1 Nr. 4 

Alt. 2 BPersVG ableiten.  
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Die Mitbestimmung bei personellen Maßnahmen wie Versetzung, Abordnung 

und Umsetzung dient nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts sowohl dem Schutz der Interessen des von der Maßnahme unmit-

telbar in seinem privaten und dienstlichen Bereich betroffenen Beschäftigten als 

auch dem Schutz der Interessen der in der abgebenden und der aufnehmenden 

Dienststelle Beschäftigten (vgl. etwa Beschlüsse vom 27. September 1993 - 6 P 

4.93 - BVerwGE 94, 178 <182>, vom 16. Juni 2000 - 6 P 6.99 - Buchholz 251.7 

§ 72 NWPersVG Nr. 26 S. 14, vom 28. Mai 2002 - 6 P 9.01 - Buchholz 251.7 § 72 

NWPersVG Nr. 27 S. 21, vom 22. Juli 2003 - 6 P 3.03 - Buchholz 251.7 § 72 

NWPersVG Nr. 30 S. 48 und vom 15. November 2006 - 6 P 1.06 - BVerwGE 127, 

142 Rn. 29). Weder der individuelle noch der kollektive Schutzzweck legen mit 

der erforderlichen Deutlichkeit nahe, nicht "dauerhafte" oder nicht "auf Dauer 

angelegte" Umsetzungen von der Mitbestimmung auszunehmen. Das Ausmaß 

und das Gewicht der Interessenbetroffenheit hängen nicht notwendig und allein 

von der Dauer der Umsetzung ab. Eine Entscheidung darüber, ob und gegebe-

nenfalls welche zeitliche Grenze für die Mitbestimmungspflichtigkeit einer Um-

setzung gelten soll, ist nicht bereits durch die allgemeinen Zwecksetzungen vor-

gegeben, sondern ist dem Gesetzgeber und der Ausübung seiner Gestaltungs-

freiheit vorbehalten.  

 

 

VRiBVerwG Vormeier   Stengelhofen-Weiß   Dr. Störmer 
ist wegen Eintritts in 
den Ruhestand verhindert 
zu unterschreiben.  
Stengelhofen-Weiß 
 

   Dr. Harms    Holtbrügge 
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